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BGH StB 15/22 - Beschluss vom 12. Juli 2022 (Kammergericht)

Verwerfung der Gehérsriige als unbegriindet.

§ 33a StPO

Entscheidungstenor

Die Gehorsrige des Angeklagten gegen den Senatsbeschluss vom 20. April 2022 wird auf seine Kosten
verworfen.

Griinde

1. Der Senat hat mit dem angegriffenen Beschluss die Beschwerde des Angeklagten gegen die Anordnung der Fortdauer
der Untersuchungshaft durch das Kammergericht vom 4. Juni 2021 verworfen, die es getroffen hatte, nachdem es den
Angeklagten zu einer Jugendstrafe von funf Jahren und zehn Monaten verurteilt hatte (§ 268b StPO). Mit Schriftsatz
eines seiner Verteidiger vom 2. Juni 2020 hat der Beschwerdefiihrer die Gehérsriige nach § 33a StPO erhoben. Er
macht geltend, der Senatsbeschluss gentige nicht den wegen der Schwere des Eingriffs in das Grundrecht der
personlichen Freiheit gesteigerten Begriindungsanforderungen fir freiheitsentziehende MafRnahmen. Die Entscheidung
beruhe nicht auf einer hinreichend erforschten Tatsachengrundlage. Die Abwégung zwischen dem Freiheitsinteresse des

Angeklagten und dem Strafverfolgungsinteresse der Allgemeinheit sei floskelhaft.

2. Der Antrag auf nachtragliche Gewahrung rechtlichen Gehérs (§ 33a StPO) ist unbegriindet.

a) Der Senat hat bei seiner Entscheidung weder Verfahrensstoff verwertet, zu dem sich der Angeklagte nicht hatte
dulBern konnen, noch zu berlcksichtigendes Verteidigungsvorbringen (Ubergangen. Der Angeklagte ist im
Beschwerdeverfahren ber seine Verteidiger zum Verwerfungsantrag des Generalbundesanwalts angehért worden. Mit
innerhalb der Stellungnahmefrist eingegangenem Verteidigerschriftsatz hat er die Beschwerde erstmals begriindet. Der
Senat hat diese Ausflhrungen bei seiner Beratung gewdrdigt, ihnen allerdings aus den in seinem Beschluss dargelegten
Griinden nicht beizutreten vermocht.

b) Soweit der Antragsteller eine Verletzung des Grundrechts der Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG)
beanstandet, indem er hinsichtlich verschiedener Darlegungen des Senats zu dem Haftgrund der Schwerkriminalitat, der
Haftverschonung und der VerhaltnismaRigkeit Begrindungsdefizite geltend macht, verhilft dies der Gehorsriige ebenso
wenig zum Erfolg.

Ein solcher Verfassungsversto3 ware im Rahmen der Entscheidung nach § 33a StPO bereits - jedenfalls ohne
Hinzutreten einer Gehorsverletzung - unbeachtlich (vgl. [zu § 356a StPO] BGH, Beschluss vom 4. Februar 2020 - 3 StR
233/19, juris Rn. 4 mwN). Der Rechtsbehelf dient nicht dazu, das angefochtene Erkenntnis des Erstgerichts in der Sache
nochmals einer umfanglichen Uberpriifung zu unterziehen (vgl. [zu § 356a StPO] BGH, Beschluss vom 6. November 2006
- 1 StR 50/086, juris Rn. 1).

Dartiber hinaus wiirde der Einwand auch in der Sache nicht durchdringen. Soweit der Senat auf die Feststellungen in den
schriftichen Urteilsgrinden sowie dem Haftbefehl des Kammergerichts vom 29. Juli 2020 und dessen

Haftfortdauerentscheidung vom 4. Juni 2021 Bezug genommen hat, war er nicht von Rechts wegen gehalten, die

dortigen Ausfiihrungen zu wiederholen. Im Ubrigen hatte fiir den Haftgrund gemaR § 112 Abs. 3 StGB, wie in dem
angegriffenen Beschluss dargelegt, schon eine zwar nicht mit bestimmten Tatsachen belegbare, aber nach den

Umstanden doch nicht auszuschliefende Fluchtgefahr ausreichend sein kénnen (vgl. auch zum Beweismal} fir die die

Fluchtgefahr im Sinne des § 112 Abs. 2 Nr. 1 StPO begriindenden tatsachlichen Umstdnde BGH, Beschluss vom 5.
Oktober 2018 - StB 43 u. 44/18, juris Rn. 37). Ferner hat der Senat entgegen dem Rugevorbringen das
Strafverfolgungsinteresse der Allgemeinheit, das durch die Schwere der vom Angeklagten hochwahrscheinlich

begangenen (idealkonkurrierenden) Verbrechen gepragt ist, mit dem zunehmenden Gewicht des Freiheitsinteresses des

Angeklagten anhand der vom Bundesverfassungsgericht entwickelten verfassungsrechtlichen MafRstabe (s. etwa

BVerfG, Beschlisse vom 17. Januar 2013 - 2 BvR 2098/12, juris Rn. 39 ff. mwN; vom 23. Januar 2019 - 2 BvR
2429/18, NJW 2019, 915 Rn. 57 f.; ferner BGH, Beschluss vom 20. April 2022 - StB 16/22, NStZ-RR 2022, 209, 210)
abgewogen. Deren Wiedergabe im Einzelnen bedurfte es nicht.

11



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH StB 15/22 - Beschluss vom 12. Juli 2022 (Kammergericht)
	Verwerfung der Gehörsrüge als unbegründet.   § 33a StPO
	Entscheidungstenor
	Gründe



